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Die Verhütung und Bekämpfung der Ktm~~~Feito 

An fra g eb e an t W 0 r tu n g. 

In Beantwortung einer Anfrage der Abgo E 1 s e r und Genossen an d~n 

Bundesmin1,ster für so\ziale Verwaltung, betreffend die Errichtung von Krebs'" 

türsorgestellen, teilt Bundesminister,M ais e 1 folgendes mit: 

"Wenn in der Anfrage festgestellt wird, dass es sich beim Krebs um eine 

Volksseuche handelt, bei der nur die rechtzeitige Erkennung und Behandlung 

eine Heilung dieser Krankheit bringen kar..n und diese Massnahme vorerst . ie.s 

einzige, Belcämpfungsmi ttel dieser Volksseuohe b:i,ld€>t~., so stimme ioh dieser 

Feststellung vorbehaltslos zu. Auoh die Fetltstellung, dass das Gesundheits .... 

wesen und somit auch alle Angelegenheiten, betreffend die Verhütung und Bekämpfung 

des Krebses, sowohl hinsiohtlich der Gesetzgebung als auoh hinsiohtlioh der Voll­

ziehung in die Zuständigkeit des Bundes fallen, soll in keiner Weise bestritten 

werden, dooh darf ioh darauf hinweisen, dass die Vollziehung der Angelegenheiten 

des Gesundheitswesens nur in der obersten Spitze duroh eine eigene BundesbehSrde -
Bundes-

durch mein tlinister1um - ausgeübt wird, während im Bereiohe der Länder die, 

Angelegenheiten des Gesundheitswesens mangels eigemer Bundesgesundheitsbehörden 

der ersten und zweiten Instanz von den Landeshauptmännern als Organen der 'mittel­

baren Bundesverw~ltung und von den diesen:unterstellten Landesbehörden vollzogen 
',," ... - ," ,. -' " 

werden. ÄUs dieser Situation ergibt sich für die Verhütung und Bekämpfung der 

Xrebskrankheit insoferne eine Schwierigkeit,.als die Ursache oder die Ursaohen 

der Krebskra.nkheit bisher nioht erforsoht werden konnten und es also noch nioht 

feststeht, ob es sioh um eine gemäss den Bestimmungen des§ 1 des Ep1demiege­

satzes 1950, BGB1~Nr~186/1950, anzeigepflicht:i.ge übert'ragbare Krarumei t ha.nd~l t. 
Denn nur dann, wenn es sioh beim Krebs um eine übertragbare Krankheit handel t, 

können die entsprechenden Mittel, die für die. Verhütung und Bekämpfung von über­

tragbaren Kl'ankhe1ten zur Verfügung stehen, auoh zur Verhütung und Bekämpfung 

der Krebskrankheit herangezogen werden. Wenn von der wissensohaftlichen Forschung 

dieUrsaohefür. die Krebskrankheit und allenfalls derenUbertragbarkeit festge­

stellt ist, müssten allerdings noch die erforderliohen legislativen Massnahmen 

ergriffen werden, um den im § 1 des Epidemiegesetzes angeführten Katalog der 

anzeigepfiiohtigan Era.nkheiten'um die Krebskrankheitzu ergänZen. Dann erstw\irden 
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für alle zuständigen Gesundheitsbehörden, somit auch für die Landeshauptmänner, 

die Voraussetzungen geschaffen, di.e für die Verhütung und Bekämpfung übertra.g­

barer Kra.nkheiten vorgesehenen Mittel auch für die Errichtung von Krebsfürsorge­

steilen usw. in Anspruch nehmen zu können~ 

Da von der Krebskrankheit bisher wissensohaftlich wohl das Krankheitsbild 

und der Verlauf der Krankheit fast einwandfrei festgestellt ist und in unserem 

Heimatlande, insbesondere auch in den Grosstädten, eine Häufung von Krebskrank­

heiten festzustellen war, habe ich mich ungeaohtet der vorstehend angeführten 

Schwierigkeiten veranlasst gesehen, schon jetzt erforderliche positive Massnahmen 

einzuleiten. Jedenfalls ist es bisher gelungen, eine noch ausbaufähige Organisa­

tion für die Krebsbekämpfung und Verhütung der Krebskrankheit zu erriohten, für 

die duroh Mitwirkung des österreichischen Arbeiterkammertages, des österreichi­

schen Industriellenbundes, des Gewerkschaftsbundes, privater Versicherungsan­

stalten und der Unfallversicherungsanstalten die entsprechenden Mittel in der 

Höhe von 2,33 Millionen Schilling vorläufig zur Verfügung gestellt wurden. 

Der Schlachtplan dieser Organisation ist von Fachleuten meines Ministeriums in 

Zusammenarbeit mit den Professoren der medizinischen Fakultät der Universität 

Wien Dr.Denk und DroFellinger sowie von der österreichischen Gesellschaft für 

die Erforschung des Krebses und die Bekämpfung der Krebskrankheit ausgearbeitet 

worden. Dieser Plan umfasst: 

1. Die Errichtung eines zentralen Krebsforschungsinstitutes in Wien, 

2. den Ausbau bereits bestehender und die Errichtung neuer Krebsfürsorgestallan 

in Wien und in dan Bundesländern,!), 

ad 1. Da, wie ich vorhin bereits erwähnt habe, die Ursachen der Krebskrankheit 

wi.ssenschaftlich bisher noch nicht erforscht werden konnten, jedoch in vielen 

Staaten der Welt zur Erforschung dieser Krankheit eigene Krebsforschungsinstitute 

. bestehen, hat man sich entschlossen, an die Errichtung eines eigenen zentralen 

Krebsforschungsinstitutes in Wien auf einem von der Stadt Wien zur Verfügung 

gestell ten Grundstück zu schreiten;> Die Planung für die Errichtung diesas 

Institutes ist bereits so weit gediehen, dass noch vor dem Jahresende mit dem 

Rohbau begonnen WerdEn und noch im Laufe des nächsten Jahres mit der vollständigen 

Fertigstellung des Institutes zu rechnen sein wirdo Auch die erforderliohe Ein­

richtung, Laboratorien usw" sind bereits siChergestellt, so dass es möglioh sein 

vnrd, dass nooh Ende 1952 das zentrale Krebsforschungsinstitut in Wien, in dem 

bedeutende österreiohische Wissenschaftler auf dem Gebiete der Krebsforsohung 

arbeiten werden, seinen Betrieb voll aUfnehmen wirde 
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ad 2. Daneben wird die bereits bestehende Organil;Jation der Krebsfürsorgü-·· 

stellen in Wien und in den Bundesländern nicht nur entspreohend gefördert, 

sondern auch ausgebaut werdeno Die Planun~ auf diesem Gebiete ist bereits so 

weit fortgeschritten, dass heute in Wien fC~, in den Bundesländern zwei Krebs-·· 

fürsorgesteIlen (Gesundenuntersuohungsstellen) bestehen. 

Ausserdem sind drei Krebsambulatorien eingeriohtet worden, und zwar im 

Bereiche des Allgemeinen Krankenhauses Wien, an der Universitäisklinik 

~rpf.Dr. Sohönbauer, an der Universitätsklinik für interne Medizin 

Pro:f',Dr.· Fellinger und an der Universitätsfrauenklinik Prof.pr.Za.oher1 • 

. (Das Krebsambu1atorium an der Klinik Prof.D~.Fellinge~ ist seit Sommer 1951 

nur vorübergehend nioht in Funktion.) 

Die fünf oben genannten KrebsfUrsorgestellen (Gesundenuntersuchungs­

stellen) befinden sioh in Wien im Spital der Stadt Wien in Lainzs Elisabeth­

spital,Franz-J'osefspital,Rudolfspital und im Spita.l Floridsdorf,in den Bundes­

ländern in Graz und Villaoh. 

Die vorgenannten Einriohtungen wirken uu~~r anderem in folgender Weise: 

a) die derzeit in Funktioll stehenden KrebsambÜ1anzen ibetreib9n 

prop~laktisohe und kurative KrebsfÜI'sorge; 

b) die Gesundenuntersuohungsstellen haben die genauen Familien- und 

Eigenan~esen zu erheben, klinisohe Routinuntersuchungen (wie z.B. Blut­

senkungsreaktionen, Thoraxröntgen usw~} durohzuführen; 

0) durch eine entspreohende larteiführung wird die Erfassung der Anzahl 

der Untersuohungen~ Gesohlecht und Alter der Ratsuohenden, soziologisohe 

Situation, Umweltsituation, Arbeitssituation, Lebensstandard usw. beI'Üoksichttgtc 

Diese und nooh andere klinisohe und statistische Erhebungen geben den 

behandelnden Ärzten die Mögliohkeit, besser als früher im einzelnen Fall die 

Krankheit zu erkennen und ihre Behandlung erfolgreioh durohzuführen. Diese 

Methoden bieten bei entspreohender Auswertung auoh sonstigen Krankheitsmaterials 

die Gewähr, der Krebsforsobung zu dienen. Das auf solohe Art gesammelte 

Krankheitsmaterial wird insbesondere naoh Errichtung des zentralen Krebs­

forschungsinsti,tutes in Wien einer intensiven wissenschaftliohen Bearbeitung 

im Sinne einer Forsuhung nach den Ursachen der Krebslcrankheit als Grundlage 

. dienen. Hand in Hand mit den Gesundenuntersuchungen in den KrebsfUrsorgestallan 

wird naturgemäss neben einer gross angelegten Krebsprophylaxe eine weit darüber 

hina.usgehende allgemeine Gesundheitsfürsorge gehen können. 
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Diese Organisation für die Verhütung und Bekämpfung der Krebskrankheit 

sowie des nur andeutungsweise aufgezeigten Schlaohtplanes, der durch die 

grossherzige Unterstützung der vorerwähnten Körperschaften eine vorläufig. 

ausreiohende materielle Fundierung erhalten hat, ist nach ~sicht der Faohleute 

geeignet, eine erfolgreiche Bekämpfung der Krebskrankheit in Österreich zu er~ 

möglichen. Mit der Erriohtung des zentralen Krebsforsohungsinstitutes in Wien 

eröffnet sich darüber hinaus die Mögliohkeit, durch wissenschaftliohe Erfor-
.. der . 

sohung . Krebskra.nkhe1t dem Wohle der Mensohen überhaupt zu dienen. 

Abschliessend möchte ich jedooh noch feststellen, dass es mit dem bisher 

E~&~chten nioht sein ~ewenden haben soll. Ich habe jedenfalls veranlasst, dass 

alle in Betracht kommenden Stellen und Kräfte für die Verhütung und Bekämpfung 

der Krebskrankheit mobilisiert ~erden, insbesondere. auch in der Richtung, dass 

noch weit~re erforderliche Mittel für eine wesentliche Erweiterung der bereits 

bestehenden Organisation aufgebracht werden • 

......... --......... 
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